
Meinung Schwerpunkt

Gastkolumne über die Folgen des Medienkonsums für Kinder

Kinder sollten möglichst
lange kein Handy haben
Ein Vater schaut imBus auf
sein Smartphone, während ihm
sein Baby ein zermatschtes
Brötli hinstreckt und seinen
Blick sucht. Vergeblich. Ein
kleines Kind quengelt im
Restaurant, sofort zücken
Mama und Papa ihrHandy.
Stille kehrt ein, das Kind schaut
behext auf dasGerät und
versinkt in der digitalenWelt.

DieDigitalisierung verändert
Kommunikationskulturen. Das
hat positive Seiten: Alltag und
Berufstätigkeit organisieren,
mit Freunden vernetzt bleiben
oder sich über Apps informie-
ren. Doch der hoheMedien-
konsumErwachsener kann für
denNachwuchs negative
Auswirkungen haben. Dies
belegen inzwischenmanche
Studien.

AbGeburt sind Väter und
Mütter die wichtigsten Bin-
dungspersonen für ihren
Sprössling. Sie werden auch zu
Vorbildern für den Erwerb des
Wortschatzes und dieMedien-
nutzung. Damit ein Baby eine
sichere Bindung aufbauen
kann, braucht es ihre präsente
Verfügbarkeit. Einige Eltern
interpretieren dies so, dass das
Baby imTragetuch ja in einem
engen körperlichenOnline-
Modus sei. «Attachment
Parenting» heisst dies in der
Wissenschaft.

Attachment Parenting ist eine
gute Sache, aber in dieser
Hinsicht ein Trugschluss. Ein
Kleinkind braucht dieNähe zu
Mama und Papa nicht nur
körperlich, sondern auch durch
direkten Blickkontakt und Spra-
che.Wer auf demSpaziergang
trotz Tragetuch dauernd aufs
Smartphone starrt, gibt dem
Kind zuwenigNahrung für
seine fundamentalen Bedürf-
nisse. So erlebt es weder eine
Bindungsbeziehung nochwird
seinWortschatz angeregt.
Bevor Kleinkinder überhaupt

sprechen können,müssen sie
mindestens 46Mal einen
Begriff gehört und von den
Lippen abgelesen haben, damit
sie ihn in ihrenWortschatz
aufnehmen können. Das ist
Lernen durch Vorbild und
Nachahmung.

Gleiches gilt für Erwachsene als
Social-Media-Modelle. Unbe-
wusst lernen die Kleinen, wie
schwer esMama und Papa fällt,
dasGerät für eine kurze Zeit
zur Seite zu legen. Sobald
nichts läuft, greifen sie automa-
tisch nach ihm.Dafür steht der
Begriff «Phubbing». Gemeint
ist damit die Angewohnheit,
sichmit demHandy zu be-
schäftigen, während dieMen-
schen,mit denenman gerade
gesellschaftlich verkehrt,
vernachlässigt werden. Das
Smartphonewird zumSucht-
faktor.

Was tun vor diesemHinter-
grund? Zunächst einmal selbst-
kritisch erkennen können, dass
das eigene digitale Verhalten
die Entwicklung der Kinder
beeinflusst. Obmanwill oder
nicht, Eltern – genauso andere
Erwachsene – sindModelle für
die digitaleMediennutzung
und sprachliche Entwicklung
der Kinder.

SchonwenigeNormen können
das Smartphone als Babysitter
in seinerWirkung etwas ent-
schärfen. Erstens sollen Kinder

möglichst lange kein eigenes
Handy haben.Wer seinem
Kind ein Smartphone zum
Schuleintritt schenkt, nimmt
die Verantwortung nicht wahr.
Doch ab der Adoleszenz garan-
tiert seine Verbannung aus dem
Alltag keine heileWelt. Junge
Menschenwerden zu Seismo-
grafen, wie sie sichwann, wie
undwoZugang zumHandy
verschaffen können.

Zweitens braucht jede verant-
wortungsvolleMedienerzie-
hung klare Regeln. Etwa so:
Niemand am familiären Ess-
tisch, imRestaurant oder beim
gemeinsamen Spielen nutzt das
Gerät. Das gilt auch für beruf-
lich stark engagierte Väter und
Mütter, die genau in solchen
Momenten einen TeamCall
erwarten. Auch Schulen sollen
klareNormen undRegeln
entwickeln –manche haben
dies bereits getan.

Und schliesslich braucht es eine
nationaleKampagne zur grund-
sätzlichenMediennutzung.
Politik undMedien stehen in
der Pflicht, den problemati-
schenUmgangmit demHandy
unddie heikle Rolle vonEltern-
haus und Schule zumThema zu
machen. Aber nicht als Bashing!
Ob sich hingegen ein nationales
Handy-Verbot für unter Vier-
zehnjährige durchsetzen liesse,
wie neuerdings gefordertwird,
ist zu bezweifeln.DieÜberprü-
fung desAlters derUserwürde
Anbieter viel Geld kosten.

Prof. Dr. Margrit Stamm
Ihr Podcast «Education to go»
diskutiert aktuelle Bildungs-
und Erziehungsthemen.
Die nächste Episode erscheint
am 17. Mai 2024.

«Esbrauchtklare
Regeln:Niemand
nutztdasGerät am
familiärenEsstisch,
imRestaurantoder
beimgemeinsamen
Spielen.»
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Gösgen ragt noch knapp aus der Düne
Es begannmit einemgoldenen
Schimmer auf demPulver-
schnee.Die Luftwarwarm,
Frühlingsgefühle auf der
Skipiste. Soweit ganz okay.
Doch schon eineWoche später
sahen die Bergewieder auswie
ausGreyerzerkäse geschnitzt,
gelb von oben bis unten. Seit-
her geht jedeWoche eine neue
Saharastaubwolke über uns
nieder. 180000Tonnen an
Ostern – und es hört nicht auf.

Was tut die Politik? Der
Bauernverband, der sich zuerst
überGratis-Düngermineralien
freute, fordert eine Sahara-
staub-Abwaschprämie für
Erdbeerproduzenten. Die
Grünen verlangen ein staatli-

ches ProgrammzumEintausch
von Strassenvelos gegen saha-
rastaubtauglicheMountain-
bikes. Und die SVP argumen-
tiert, wären nicht so viele
Menschen ausNordafrika
eingewandert, wüsste der Sand
gar nicht, dass es die Schweiz
gibt – die Personenfreizügig-
keit sei schuld.

ImWallis steht der Sand inzwi-
schen aufHöhe derWaldgren-
ze. Und auf der Alpennordseite
ragt der Kühlturmdes AKW
Gösgen nur noch knapp aus der
grossenMittelland-Düne. Aus
demZürcher Zoo sind die
Kamele verschwunden. Am
Gotthardwill jemand eine
Karawane gesehen haben, die

sich südwärts bewegt, Rich-
tungNordafrika: Dort sei der
ganze Sandwieweggeblasen!
Bereits haben erste Schlauch-
boote von Süditalien abgelegt –
dieMenschen hoffen auf ein
besseres Leben im Sahel.

In Bern befasst sich nun auch
der Bundesratmit demSand-
problem. Bis imHerbst wird
ein erster Zwischenbericht
erwartet.
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Die Schweiz ist stolz auf ihre Bahn.
Doch deren Ausbau ist nicht mehr nur
einSorgenkind, sonderneinFall für ein
Sondersetting. Er wird teurer, bringt
weniger und kommt später als ur-
sprünglichgeplant.Die jüngsteschlech-
teBotschaft verkündetedasBundesamt
für Verkehr (BAV) letzte Woche in der
aktuellen Version seines «Stand-
berichts».

Das Amt hat die Kostenprognose
für den Ausbauschritt 2035 (AS 2035)
aktualisiert. Ursprünglich hatte der
Bundesrat knapp13MilliardenFranken
beantragt. Das Parlament packte wei-
tere Projekte in die Vorlage, bewilligte
Zusatzkredite und erhöhte den Zah-
lungsrahmen auf 16,1Milliarden Fran-
ken inklusive Teuerung. Doch das
reicht offensichtlich nicht: Das BAV
rechnet neumitEndkosten von 18Mil-
liarden Franken. Die Rechnungen
stammen von Ende 2023, weitere An-
passungen nach oben sind also nicht
ausgeschlossen.

Erstum2040 istderaktuelle
Ausbau fertig
GegenüberderursprünglichenPlanung
hat sichalleinderAusbauzwischenZü-
rich undWinterthur um über eine hal-
be Milliarde Franken verteuert. Doch
die Mehrkosten sind nur ein Problem.
Einanderes ist, dass sichdieAusbauten
immerweiter verspäten.

Der Zimmerberg-Basistunnel II
wird erst Ende 2037 fertiggestellt, ge-
nauso wie der Ausbau rund um den
Bahnhof Zürich-Stadelhofen. Das war
allerdingsbereits bekannt. ImBAV-Be-
richt werden nun aber noch weitere
Verzögerungen aufgelistet, die sich in
den vergangenenMonaten abzeichne-
ten, beispielsweise:

— Der Ausbau in Genf mit einem
unterirdischenBahnhofwird statt 2035
erst 2038 vollendet sein.

— Die «ligne directe» zwischenNeu-
châtel und La Chaux-de-Fonds
kommt frühestens 2038 statt 2035.

— DieHaltestelleBaselSolitudewird
erst 2033 statt 2031 stehen.

— Der Vollausbau des Lötschberg-
Basistunnels wird frühestens Ende
2034 fertig sein statt 2033.

Die Inbetriebnahme aller beschlosse-
nen Infrastrukturenwerde gar erst «in
einem Horizont um 2040» möglich
sein, heisst es im BAV-Bericht weiter.
Dahermüsse«jedenoch sokleineVer-
besserungkommuniziertwerden, auch
wenn sie vielleicht nur indirekt Wir-
kungzeigt».DamithörendieProbleme
abernichtauf:Nichtalleversprochenen

Angebotsverbesserungen können rea-
lisiert werden.

Mit dem AS 2035 wurde etwa der
Viertelstundentakt auf wichtigen Ab-
schnitten im Fernverkehr versprochen
– wie zwischen Bern und Zürich, Lu-
zern und Zürich oder zwischen Genf
und Lausanne. Verschiedene S-Bahn-
Systeme sollten weiter ausgebaut und
neue Haltestellen geschaffen werden.
Doch in den vergangenen Monaten
sinddieVerantwortlichenzurückgeru-
dert.DeutlichwirddasbeidenSBB: Sie
habendie Listemit den inAussicht ge-
stelltenVerbesserungenauf ihrer Inter-
netseite vor ein paar Wochen auf ein
paar vage Sätze eingedampft.

Die SBB sind massgeblich verant-
wortlich fürdieMisere.Dennvorknapp
zwei Jahren beschlossen sie, bei ihren
neuen Fernverkehrs-Doppelstock-
zügen auf die sogenannteWako-Tech-
nologie zu verzichten. Diese hätte
schnelleres Fahren in Kurven erlaubt,
konnte aber nie zuverlässig und kom-
fortabel zumEinsatz gebrachtwerden.
Wegen des Verzichts können auf ver-
schiedenen Strecken eingeplante kür-
zereFahrzeitennicht realisiertwerden.
«Das kann man nicht mehr flicken»,
sagte BAV-Direktor Peter Füglistaler
vor kurzem zu CH Media. Die Konse-
quenz ist, dass dasAngebot überarbei-
tetwerdenmuss –unddass es teureRe-
paraturmassnahmen braucht.

Ende 2024 sollen die Resultate
dieser «Konsolidierung» des AS 2035
vorliegen. Klar ist: Nicht alle Angebo-
te werden realisiert werden können.
Und umdie kürzeren Fahrzeiten etwa
zwischen Bern und Lausanne und
Winterthur und St.Gallen doch noch
zu ermöglichen, wird es statt schnel-
ler Züge wohl teure Neubaustrecken
zumindest auf einigen Abschnitten
brauchen. Auch aufweiteren Strecken
braucht es nachträglich weitere Aus-
bauten für das mit dem AS 2035 be-
schlosseneAngebot – nicht nurwegen
des Wako-Desasters, sondern auch,
weil zu Beginn zu wenig realitätsnah
geplant wurde. So rechneten die SBB
vor gut drei Jahren anhand neuer
Daten noch einmal nach undmerkten,
dass bei der Erarbeitung des AS 2035
so viele neue Züge geplant wurden,
dass diese in der Realität sehr oft ver-
spätet wären und das Angebot nicht
stabil umsetzbar wäre.

10MilliardenFrankennur
fürReparaturen?
Diese Reparaturmassnahmenwerden
aber nichtmehr Teil des AS 2035 sein,
sondern des nächstenAusbauschritts,
den der Bund derzeit erarbeitet und
der voraussichtlich 2026 ins Parla-
ment kommt. Für die Regionen, die
sich hier Geld für neue Grossprojekte
erhofft haben, ist das eine schlechte
Nachricht. Allen voran sind das die

Später,
schlechter,

teurer
Der Bahnausbau dauert länger undwird teurer,

das Angebot wird schlechter als geplant.
Das verzögert viele neueGrossprojekte.
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